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Sachverhalt betr. Datenschutz / Persönlichkeitsschutz / Amtsgeheimnis

1.Ich bin für eine Familie bzw. die Kinder als Beiständin mit

Beschluss der VB eingesetzt worden und führe nun dieses Mandat. Ich arbeite mit dieser Familie - es ist im Moment aber nicht nötig, der VB weitergehende Massnahmen zu beantragen. Ein Rechenschaftsbericht ist auch nicht fällig.

Wie und wo ist geregelt, ob ich als Amtsvormundin gegenüber der Sozialhilfebehörde bzw. dem Sozialamt (2 unterschiedliche gesetzliche Aufträge, 2 Behörden) Auskunft geben darf/muss - über den Stand der Dinge, Inhalte der Familie etc.

Ich stelle die Frage deshalb, weil ich mir vorstellen kann, dass dies für die Familie je nachdem finanzielle oder sonstige Konsequenzen haben könnte.

Wie und wo ist das geregelt?

2. Wie lautet die Antwort gegenüber dem Vormundschaftsamt?

3. Auskunftserteilungspflicht des Vormundschaftsamtes/bzw. VB  gegenüber dem Sozialamt?

Antwort:
Aus Ihrer Fragestellung geht nicht genau hervor, welches Ihr Auftrag ist.

Sie sprechen von einer Beistandschaft für die Kinder. Es handelt sich wohl um eine Beistandschaft nach Art. 308 ZGB, wobei hier eine genereller Auftrag, die Eltern in der Erziehung zu unterstützen (308 Abs. 1) als auch ein differenzierter mit verschiedenen Teilaufträgen (Unterhaltsregelung, Besuchsrecht, Ausbildung, Gesundheit etc. 308 Abs. 2) in Frage kommt.

Allgemein gilt: eine involvierte Behörde hat Anspruch auf jene Informationen, die notwendig sind, um den jeweiligen Auftrag wahrzunehmen und die Interessen der Klienten zu wahren. Diese allgemeine Regel ist im Gesetz nicht explizit geregelt, sie ergibt sich aus dem Zweck des Vormundschaftsrechts bzw. Sozialhilferechts.

In Ihrem konkreten Fall hat die Vormundschaftsbehörde bzw. das VB-Sekretariat prinzipiell Anspruch auf umfassende Information, soweit diese für die Wahrnehmung der Aufsicht über Ihre Mandatsführung und für den Entscheid, ob die Massnahme weitergeführt werden soll oder nicht, notwendig ist. Dies geschieht normalerweise in der periodischen Berichterstattung. Sie entscheiden, welche Informationen für die Behörde von Bedeutung sind und was Sie in den Bericht schreiben. Die Behörde ist aber befugt, weitere Auskünfte von Ihnen zu verlangen. Dies ergibt sich aus ihrer Aufsichtsfunktion.

Dazwischen hat die Behörde Anspruch auf Information, wenn sie Entscheide zu treffen hat oder mitwirkungsbedürftige Geschäfte (Art. 421 ZGB) anstehen.

Das Vormundschaftsamt bzw. das Vormundschaftssekretariat bereitet die Geschäfte der VB vor. Deshalb ist diese Stelle grundsätzlich ebenfalls befugt, von Ihnen die erforderlichen Informationen zu verlangen. Falls Sie der Meinung sind, das Vormundschaftsamt verlange "zuviel", muss die VB darüber entscheiden.

Sozialamt und Sozialbehörde haben nur Anspruch auf Informationen, die ihnen gestützt auf das Sozialhilferecht zustehen. Wenn eine Familie, für deren Mitglieder eine vormundschaftliche Massnahme besteht, Sozialhilfe beansprucht und es zu Ihrem Auftrag als Mandatsträgerin gehört, diese Hilfe zu vermitteln, haben Sie die im Sozialhilfegesetz verankerten Mitwirkungspflichten zu erfüllen (Auskunft über die wirtschaftlichen Verhältnisse, Geltendmachung von sozialversicherungsrechtlichen Ansprüchen etc.). Wenn sich Ihr Auftrag auf eine Erziehungsbeistandschaft beschränkt, hat die Sozialbehörde jedoch die entsprechenden Auskünfte bei den Klienten direkt einzuholen. Es geht nicht an, dass Sie Informationen, die Sie aus einem völlig anderen Auftrag haben, der Sozialbehörde ohne Kenntnis der Klienten weiterleiten. Sie können natürlich im Rahmen Ihres Auftrages den Klienten erläutern, weshalb die Sozialbehörde bestimmte Informationen braucht und Sie können diese selbstverständlich mit Wissen und Einwilligung der Klienten auch selber weiter leiten.

Falls keine Leistungen nach Sozialhilfegesetz erbracht werden, hat weder die Sozialbehörde noch das Sozialamt Anspruch auf Informationen aus Ihrer Mandatsführung.
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